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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Im Rahmen der Beratungen über die Totalrevision der Bundesverfassung beschlossen
die Kommissionen beider Räte, das Recht auf eine erleichterte Einbürgerung für
staatenlose Kinder in den Text aufzunehmen. Sie erfüllten damit das Anliegen einer
parlamentarischen Initiative Zisyadis (pda, VD) (Pa.Iv. 92.423), welcher der Nationalrat
1993 Folge gegeben hatte. Mit einem überwiesenen Postulat seiner Staatspolitischen
Kommission regte der Nationalrat eine Erleichterung der Bedingungen für die
Einbürgerung von Personen an, die (oder deren Vorfahren) das schweizerische
Bürgerrecht verloren haben. 1

POSTULAT
DATUM: 31.12.1997
HANS HIRTER

Strafrecht

Einen expliziten Schutz für Kinder als Opfer von Gewalttaten forderte ein
überwiesenes Postulat Fehr (sp, ZH). Der Bundesrat soll in einem Bericht darlegen, mit
welchen Anpassungen des Bundesgesetzes über Opferhilfe und der
Strafprozessordnung den spezifischen Bedürfnissen der Minderjährigen Rechnung
getragen werden kann. 2

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN

Diskussionslos überwies der Nationalrat in der Frühjahrssession 2021 ein Postulat Feri
(sp, AG) für eine Evaluation des Bundesgesetzes über Kindesentführungen. Der
Bundesrat soll in einem Bericht beleuchten, wie die Bundesbehörden internationale
Kindesentführungsfälle im Zusammenhang mit dem Haager
Kindesentführungsübereinkommen bearbeiten. Dabei soll untersucht werden, ob sie
alle Möglichkeiten ausschöpfen, um die Interessen der entführten Kinder
wahrzunehmen. 3

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
KARIN FRICK

Datenschutz und Statistik

Ebenfalls mit sozialen Netzwerken beschäftigte sich ein Postulat Amherd (cvp, VS),
welches die Regierung beauftragt, zu prüfen, wie Kinder vor den schädlichen
Auswirkungen von Social Media geschützt werden können. Die Regierung teilte mit, dass
sie das Anliegen bereits im aus der Erfüllung des Postulats Amherd „Rechtliche Basis für
Social Media“ stammenden Bericht sowie mit dem Nationalen Programm
"Jugendmedienschutz und Medienkompetenz" Rechnung trägt. Der Nationalrat
überwies das Postulat in der Wintersession ohne Diskussion. 4

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
NADJA ACKERMANN

Grundrechte

Der Bundesrat wird eine exakte Bilanz über die Umsetzung des in Artikel 12 der UNO-
Kinderrechtskonvention festgelegten Anhörungsrechts für Kinder vorlegen. Die 1997
von der Schweiz unterzeichnete Konvention räumt den Kindern Rechtssubjektcharakter
ein. Es wurde befürchtet, dass das Gesetz nicht zufriedenstellend umgesetzt würde.
Der Nationalrat überwies in der Herbstsession diskussionslos ein entsprechendes
Postulat seiner Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur. 5

POSTULAT
DATUM: 08.09.2014
NADJA ACKERMANN
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Kriminalität

Der Bundesrat soll prüfen, mit welchen rechtlichen, technischen und sonstigen
Massnahmen verhindert werden kann, dass Kinder und Jugendliche zur Herstellung
von kinderpornografischem Material erpresst oder angeleitet werden. Der Nationalrat
überwies ein entsprechendes Postulat Quadranti (bdp, ZH), das zwischenzeitlich von
Heinz Siegenthaler (bdp, BE) übernommen worden war, in der Wintersession 2019
stillschweigend. 6

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
KARIN FRICK

Während gewaltbetroffene erwachsene Frauen in der ganzen Schweiz Schutz und
Zuflucht in Frauenhäusern finden könnten, fehle ein solches Angebot für Mädchen und
junge Frauen, die zum einen, wenn minderjährig, in Frauenhäusern nicht zugelassen
seien und zum anderen bezüglich Begleitung und Unterstützung andere Bedürfnisse
hätten als erwachsene Frauen, stellte die Berner SP-Nationalrätin Flavia Wasserfallen im
Herbst 2019 fest und reichte ein entsprechendes Postulat ein. Mit dessen
stillschweigender Annahme in der Wintersession 2019 gab der Nationalrat beim
Bundesrat erstens die Erhebung einer Statistik über gewaltbetroffene Mädchen und
junge Frauen sowie zweitens die Abklärung des Bedarfs an entsprechenden
Schutzplätzen in Auftrag. 7

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
KARIN FRICK

Mittels Postulat forderte SP-Nationalrätin Yvonne Feri (AG) vom Bundesrat die
Ausarbeitung eines Berichts zur Frage, was das Fedpol gegen die sexuelle Gewalt an
Kindern im Internet unternimmt. Konkret sollen der Umgang mit Verdachtsfällen aus
dem In- und Ausland, eine nationale Online-Meldestelle sowie die notwendigen Mittel
und Massnahmen zur Wahrnehmung und Bekämpfung von Pädokriminalität geprüft
werden. Ihren Vorstoss begründete die Postulantin einerseits mit der steigenden Zahl
der sexuellen Belästigungen an Kindern im Internet und andererseits mit dem Scheitern
einer wirksamen Bekämpfung der Cyberpädokriminalität in der Schweiz. Letzteres sei
darauf zurückzuführen, dass die dazu notwendigen personellen und technischen
Ressourcen auf Bundes- und Kantonsebene knapp seien und sich die Gesetzgebung auf
Kantonsgebiete beschränke, obschon das Internet keine geografischen Grenzen kenne.
Da viele Verdachtsfälle aus dem Ausland kämen, triagiert und den jeweiligen Kantonen
zugewiesen werden müssten, komme dem Fedpol als Schnittstelle zwischen dem
Ausland und den Kantonen eine wichtige Rolle zur Bekämpfung der
Cyberpädokriminalität zu. Die Stärkung des Fedpol in dieser Rolle sei somit notwendig. 
Wie Justizministerin Karin Keller-Sutter im Ratsplenum erklärte, liege die
Strafverfolgung von Pädokriminalität in der Zuständigkeit der Kantone. Das Fedpol
nehme als Zentralstelle nur die Rolle des Koordinators ein und verfolge Verdachtsfälle
seit Beginn des Jahres nicht mehr selbst. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass die
bestehende Rollen- und Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eine wirksame
Bekämpfung der Cyberpädokriminalität auf nationaler und internationaler Ebene
gewährleisten könne und beantragte deshalb die Ablehnung des Postulats. In der
Herbstsession 2021 hiess der Nationalrat das Postulat entgegen dem Antrag des
Bundesrats mit 127 zu 62 Stimmen gut. 8

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID

Die Fallzahlen von Cyberpädokriminalität stiegen seit Jahren an und befänden sich
gegenwärtig «auf einem Allzeithoch», so die Schätzungen des FBI und der UNO. Diese
Erkenntnis veranlasste Fabio Regazzi (cvp, TI) im Jahr 2019 dazu, mittels Postulat eine
Prüfung von rechtlichen und sonstigen Massnahmen zur Bekämpfung von sexuellem
Missbrauch von Kindern via Live-Streaming zu fordern. Als mögliche Massnahme solle
insbesondere der Einsatz von computergenerierten, künstlichen Bildern von Kindern
zur Anlockung potenzieller Täter geprüft werden. Dieser Ansatz habe sich in den
Niederlanden bereits seit 2014 als sehr effizient und wirksam entpuppt, sodass auch
Deutschland vorhabe, diesen künftig einzusetzen. Der Bundesrat sei sich der – durch
die Covid-19-Pandemie noch zusätzlich verstärkten – Zunahme von Pädokriminalität im
Internet und der deshalb grossen Relevanz von deren Bekämpfung sehr bewusst,
unterstrich Justizministerin Karin Keller-Sutter im September 2021 im Ratsplenum. Die
Bekämpfung von Pädokriminalität liege jedoch grundsätzlich in der Zuständigkeit der
Kantone, dies insbesondere seit der Rückübertragung bestimmter Aufgaben vom Bund
an die Kantone zu Beginn des Jahres 2021. Der Bundesrat vertrat die Meinung, dass
diese Rollenverteilung effizient und wirksam im Kampf gegen die Pädokriminalität sei
und dass daran festgehalten werden müsse. Aus diesem Grund beantragte er die
Ablehnung des Postulats. Der Nationalrat nahm das Postulat Regazzi in der

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID
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Herbstsession 2021 entgegen diesem Antrag mit 146 zu 37 Stimmen bei 4 Enthaltungen
an. Die Zustimmung zum Postulat war parteilich breit abgestützt und vereinte
vorwiegend Nationalrätinnen und -räte der Grünen, der SP, der Mitte und der SVP. Die
Grünliberalen und die FDP lehnten das Postulat grösstenteils ab. 9

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Die Jugendsession war Gegenstand eines vom Nationalrat angenommenen Postulates
von Mathias Reynard (sp, VS). Ein Bericht des Bundesrates soll aufzeigen, wie man den
Anliegen der Jugendlichen, die jeweils in Form von Petitionen eingereicht werden,
besser gerecht werden kann. In der Regel entfalten die Petitionen nämlich kaum
politische Wirkung. Dies kann als Desinteresse ausgelegt werden, was die Einrichtung
'Jugendsession', die das politische Engagement Jugendlicher fördere, desavouiere. Der
Bundesrat hatte die Annahme des Postulates beantragt, in seiner Antwort aber auf
seine Stellungnahme zu einer Interpellation Reynard verwiesen, wo er klar gemacht
hatte, dass eine bevorzugte Behandlung der Petitionen aus der Jugendsession aus
staatspolitischen Gründen nicht möglich sei, und dass hier vielmehr die
parlamentarischen Kommissionen, welche die Petitionen behandelten, gefordert seien.
Die Jugendsession 2014 fand Mitte November statt; die Jugendlichen diskutierten über
die Position der Schweiz in Europa, über Rassismus und über Jugendarbeitslosigkeit. 10

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

«Easyvote» ist ein Projekt des Dachverbandes der Schweizer Jugendparlamente (DSJ),
in dem jeweils vor Abstimmungen auf der Basis der Abstimmungserläuterungen des
Bundesrates eine leicht verständliche und informative Informationsbroschüre erstellt
wird, mit dem Ziel, die politische Partizipation Jugendlicher und junger Erwachsener zu
fördern. Schon zwei Mal waren parlamentarische Vorstösse mit dem Ziel, die
Organisation Easyvote stärker zu unterstützen, erfolglos geblieben. Dieses Schicksal
ereilte auch das Postulat Seiler Graf (sp, ZH), das den Bundesrat aufforderte zu prüfen,
wie ein Versand der Easyvote-Broschüre in alle Gemeinden unterstützt werden könnte.
Dem Bund sei die Partizipation Jugendlicher wichtig, versicherte Bundeskanzler Walter
Thurnherr, der die Haltung der Regierung vertrat. Er unterstütze den DSJ deshalb auch
mit rund CHF 1 Mio. pro Jahr, wobei rund ein Fünftel der Summe an Easyvote gehe. Der
Bundesrat sei aber gesetzlich verpflichtet, vor Abstimmungen zu informieren. Diese
Pflicht nehme er mit Hilfe der Abstimmungserläuterungen wahr, die vom Bundesgericht
gar als Materialien der Gesetzgebung betrachtet würden. Die Regierung könne aber
keine von Dritten erstellten Informationsangebote unterstützen, weil sie dann
garantieren müsste, dass die Informationen richtig, neutral und sachlich sind, und sie
im Sinne der Gleichbehandlung auch anderen Organisationen, Parteien oder Verbänden
unter die Arme greifen müsste. Mit 52 zu 137 Stimmen (bei einer Enthaltung) folgte die
Mehrheit der Volkskammer dieser Argumentation und lehnte das Postulat ab. Dabei
zeigte sich ein Graben zwischen links-grün – unterstützt von den beiden EVP-
Mitgliedern – und allen anderen Fraktionen. 11

POSTULAT
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN

Es würden leider nur wenige Massnahmen zur Förderung der politischen Beteiligung
junger Menschen ergriffen, obwohl es «den jungen Wahlberechtigten an politischem
Bewusstsein» fehle, begründete Samuel Bendahan (sp, VD) sein Postulat. In diesem
forderte er den Bundesrat auf, zu prüfen, ob die Mittel, die wegen der Verschiebung
der Einführung von E-Voting nicht gebraucht würden, in solche Massnahmen gesteckt
werden könnten. 
Der Bundesrat erwähnte in seiner Stellungnahme, dass ihm Partizipation und politische
Bildung, wie sie bereits in früheren Vorstössen (etwa Po. 16.3962 und Po. 16.4095)
thematisiert worden waren, ein wichtiges Anliegen seien, wofür er sich auch weiterhin
einsetzen werde. In der Tat stünden die Versuche mit E-Voting zurzeit still. Jedoch sei
eine anderweitige Verwendung der Gelder nicht möglich, da einerseits die Kantone den
Hauptteil der Kosten trügen – der Bund sei lediglich für die Bewilligungen zuständig.
Andererseits würden diese Mittel im Rahmen der Neuausrichtung von E-Voting
benötigt, weshalb das Postulat zur Ablehnung empfohlen werden müsse. In der Folge
zog Bendahan seinen Vorstoss zurück. 12

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN
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Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Le Conseil national a adopté un postulat Gadient (udc, GR), qui demandait au Conseil
fédéral de préparer un rapport sur l’engagement spécifique de la coopération suisse
au développement en faveur des enfants et des jeunes, et d’énumérer les mesures à
prendre pour que la politique et la coopération suisses en matière de développement
tiennent suffisamment compte, à tous les niveaux, des droits et des besoins des
enfants et des jeunes. 13

POSTULAT
DATUM: 24.03.2006
ELIE BURGOS

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Im Zusammenhang mit der parlamentarischen Initiative Wehrli (fdp, VD; Pa.Iv. 19.463)
reichte eine Mehrheit der WBK-NR im Januar 2021 ein Postulat ein, mit dem sie den
Bundesrat dazu aufforderte, eine Auslegeordnung zu den bestehenden nationalen und
kantonalen Angeboten zu «Jugend und Ernährung», zu deren Finanzierung sowie zu
deren Zielgruppen vorzunehmen. Im Bericht sollen zudem Angebotslücken identifiziert
und Massnahmen dargelegt werden, welche einer verbesserten Koordination und
Kommunikation der Angebote dienen könnten. Das Geschäft kam in der
Sommersession 2021 in den Nationalrat, wo Kommissionssprecherin Sandra Locher
Benguerel (sp, GR) die Relevanz gesunder Ernährung betonte. Gerade bei der
Koordination der vielen bereits existierenden Angebote sah sie Handlungsbedarf. So
erhoffte sie sich durch eine verstärkte Koordination unter anderem eine Erhöhung der
Wirksamkeit der Massnahmen, das Erreichen von jungen Menschen «möglichst aller
Bevölkerungsgruppen», die Nutzung von Synergien und eine erhöhte Sichtbarkeit der
Angebote. Eine Kommissionsminderheit rund um Alois Huber (svp, AG) zeigte sich indes
nicht einverstanden mit dem Postulat. Huber war der Ansicht, es existiere bereits ein
breites Angebot an Möglichkeiten, um sich Informationen über eine gesunde Ernährung
einzuholen. Was hingegen nicht vorhanden sei, sei der Wille zur Umsetzung durch die
Bevölkerung. Daher würden allfällige Anstrengungen seitens des Bundes, der Kantone,
Gemeinden und Stiftungen auch keine Wirkung zeigen. Gesundheitsminister Berset
lehnte das Postulat im Namen des Bundesrates ebenfalls ab. Für junge Personen
bestehe bereits ein vielfältiges und bekanntes Angebot im Bereich Lebensmittel, das
leicht zugänglich sei. In diesem Zusammenhang nannte er etwa die Schweizer
Ernährungsstrategie 2017–2024, kantonale Aktionsprogramme zu Ernährung und
Bewegung sowie die Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz. Der verlangte Bericht
schaffe daher keinen Mehrwert, befürchtete er. Nichtsdestotrotz nahm die grosse
Kammer das Postulat mit 108 zu 63 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. 14

POSTULAT
DATUM: 16.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Die WBK-NR reichte im April 2021 mit 14 zu 8 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ein Postulat
mit dem Titel «Psychische Gesundheit unserer Jugend stärken» ein. Konkret forderte
sie die Erstellung eines dringlichen Berichts zu den Auswirkungen der Coronakrise auf
die psychische Gesundheit ebengenannter Gruppe, zu Massnahmen zu deren Wahrung
sowie zur Sicherstellung der entsprechenden Versorgung von Kindern und
Jugendlichen. Anlässlich der Sommersession 2021 nahm sich der Nationalrat des
Geschäfts an. Kommissionssprecherin Sandra Locher Benguerel (sp, GR) erklärte, eine
Mehrheit der Kommission erachte es als zentral, einen bis anhin fehlenden
Gesamtüberblick über die vorliegende Lage in der Schweiz zu schaffen. Fachkäfte und
-gremien würden immer wieder Besorgnis über die psychische Gesundheit von Kindern
und Jugendlichen bekunden. Nadja Umbricht Pieren (svp, BE) führte indes für die
Kommissionsminderheit aus, dass sie es zwar nicht verneine, dass es sich um eine
anspruchsvolle Zeit für die betroffene Altersgruppe handle. Dennoch gehe sie davon
aus, dass sich der Grossteil der Personen schnell wieder erholen werde. Bei Kindern
und Jugendlichen, bei welchen dies nicht der Fall sei, sei die Krankheit allenfalls durch
die Pandemie ausgelöst, nicht aber verursacht worden. Sie sehe daher keine
Notwendigkeit für einen Bericht. Anderer Meinung war Gesundheitsminister Berset. Er
betonte, der Bundesrat habe in seinen Corona-Massnahmen ein besonderes
Augenmerk auf die Gesundheit und Entwicklung von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen gelegt. Nach der ersten Welle sei es beispielsweise nicht mehr zu

POSTULAT
DATUM: 16.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Schulschliessungen gekommen und man habe die finanzielle Unterstützung für
Angebote wie denjenigen von Pro Juventute ausgebaut. Trotz dieses Fokus sei es im
Interesse des Bundesrates, zu wissen, was passiert sei und auf welche Weise sich dies
korrigieren lasse. Damit wolle die Landesregierung auch der Kritik begegnen, die ihr
gegenüber – teilweise politisch motiviert – geäussert worden sei. Folglich beantrage der
Bundesrat die Annahme des Postulats. Die grosse Kammer kam diesem Antrag mit 116 zu
59 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nach. 15

Per Postulat forderte Christoph Eymann (lpd, BS) den Bundesrat auf, einen Bericht
bezüglich Massnahmen gegen die Gefährdung der Gesundheit von Kindern durch
Knopfbatterien auszuarbeiten. Verschluckt ein Kind eine entsprechende Batterie,
könne dies Konsequenzen wie Verätzungen der Speise- und Luftröhre haben, die mit
bleibenden Schäden oder gar dem Tod einhergingen. Aus diesem Grund habe es sich
eine Arbeitsgruppe aus Kinderärztinnen und -ärzten zur Aufgabe gemacht, ausgehend
vom «Welt-Knopfbatterie-Tag» neben Eltern und Lehrpersonen auch die Industrie und
die Politik für die Problematik zu sensibilisieren. Mögliche Massnahmen seien etwa
Verschluss-Sicherungen an Geräten oder die Einführung von «Fabrikationsnormen
ohne Gefährdungspotential». Es sei nun an der Politik, das Anliegen der Arbeitsgruppe
zu unterstützen. In seiner Stellungnahme erklärte sich der Bundesrat zu einer Analyse
bereit und beantragte die Annahme des Postulats. Stillschweigend folgte der
Nationalrat diesem Antrag in der Herbstsession 2021. 16

POSTULAT
DATUM: 01.10.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels Postulat wollte Yvonne Feri (sp, AG) den Bundesrat dazu auffordern, einen
Bericht zur Kurzsichtigkeit bei Kindern in der Schweiz auszuarbeiten, wobei dieser
neben der Erhebung von Prävalenz (Anzahl Betroffener), Prävention und Behandlung
auch internationale Erkenntnisse beinhalten sollte. Zudem sah die Postulantin das
Entwickeln einer auf dem Bericht aufbauenden Strategie vor, mit welcher die
Kurzsichtigkeit von Kindern bekämpft werden soll. Als Begründung gab Feri die
weltweite Zunahme an Kurzsichtigkeit bei Kindern an. Eine präventive Massnahme
bestehe im Spielen im Freien, da dadurch der Medienkonsum reduziert werde und «der
Wechsel der Ausrichtung auf nahe und entfernte Objekte zur gesunden Entwicklung des
Auges bei[trage]». Der Bundesrat beantragte das Postulat zur Ablehnung. Er verwies auf
die Nationale Strategie zur Prävention nichtübertragbarer Krankheiten 2017–2024 und
auf die Aktivitäten im Bereich des Kinder- und Jugendmedienschutzes durch das BSV,
mit denen dem Anliegen bereits Rechnung getragen werde. In der Frühjahrssession
2022 behandelte der Nationalrat das Postulat. Mit 108 zu 80 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
lehnte die grosse Kammer das Geschäft ab. Die Fraktionen der SP, Grünen und GLP
stimmten für das Anliegen, die restlichen Fraktionen sprachen sich abgesehen von
einer Ja-Stimme und einer Enthaltung aus den Reihen der SVP-Fraktion geschlossen
dagegen aus. 17

POSTULAT
DATUM: 28.02.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Suchtmittel

Der Nationalrat überwies ein Postulat Zwygart (evp, BE) mit dem Ziel eines vermehrten
Schutzes der Jugend vor Tabakmissbrauch. Der Postulant regte insbesondere ein
Verbot des Verkaufs von Tabakwaren und der Verteilung von Gratismustern an
Jugendliche sowie Massnahmen gegen die unkontrollierte Abgabe von Tabakwaren an
Automaten an. 18

POSTULAT
DATUM: 22.03.1991
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat Zwygart (evp, BE), welches anregt, die Tabakverordnung durch einen Artikel
zu ergänzen, welcher den Verkauf von Tabakerzeugnissen an Jugendliche unter 16
Jahren untersagt, wurde vom Nationalrat angenommen. 19

POSTULAT
DATUM: 13.12.1996
MARIANNE BENTELI

Mittels Postulat wollte Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) den Bundesrat mit der
Unterbreitung von Vorschlägen betrauen, die darauf abzielen, die Promotion für
alkoholische Getränke, insbesondere bei den Jungen, einzuschränken. Die Postulantin
argumentierte mit dem in Studien mehrfach aufgezeigten Zusammenhang zwischen
Alkoholwerbung und Alkoholkonsum bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Zudem
habe die Covid-19-Pandemie einen beachtlichen Einfluss auf das psychische
Wohlbefinden dieser Altersgruppe. «Eine schlechte psychische Gesundheit» gehe

POSTULAT
DATUM: 13.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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wiederum mit dem Risiko eines «problematische[n] Konsum[s] von psychotropen
Stoffen» einher. Ebenfalls bedenklich sei das Marketing in den sozialen Medien, auf
welchen Jugendliche ständig mit Werbung in Berührung kämen. Der Bundesrat
befürwortete zwar das Anliegen, war jedoch der Ansicht, dass zurzeit neue gesetzliche
Bestimmungen im Bereich der Alkoholwerbung nicht angebracht seien. Vielmehr wolle
sich die Landesregierung dafür einsetzen, dass die Bestimmungen zur Alkoholwerbung
im AlkG und im LMG vollzogen würden. Der Bundesrat erklärte sich jedoch bereit, eine
Evaluation zu den geltenden Bestimmungen von Alkohol-Werbung im Internet und den
damit verbundenen Herausforderungen vorzunehmen, und beantragte aus diesem
Grund die Annahme des Postulats. Nachdem das Geschäft im Oktober 2021 von Andreas
Glarner (svp, AG) bekämpft worden war, kam es in der Wintersession 2021 in den
Nationalrat. Dort wurde das Postulat mit 95 zu 88 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt. Während sich die Fraktionen der SP, GLP und der Grünen für den Vorstoss
aussprachen, nahm das bürgerliche Lager grossmehrheitlich eine ablehnende Position
ein. 20

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im Juli 2018 lösten Zeitungsberichte darüber, dass eine Krankenkasse im Tessin das
Krebsmedikament zur Behandlung eines zwölfjährigen Jungen nicht übernehmen wolle,
da dieses für die Behandlung von Kindern nicht zugelassen und bei der Schweizer
Arzneimittelbehörde nicht registriert sei, in der Öffentlichkeit Empörung aus. In der
Folge entschied sich die Krankenkasse, die Kosten dennoch zu übernehmen. Damit war
aber ein allgemeines Problem ans Licht gelangt: Fast 80 Prozent der Medikamente, die
in der Kinderonkologie eingesetzt würden, seien nicht für Kinder zugelassen, war den
Medien zu entnehmen. Wegen der geringen Fallzahlen habe die Pharmaindustrie kein
Interesse an entsprechenden klinischen Studien, weshalb die Zulassung fehle. 

Im Oktober 2018 nahm auch das Parlament den Vorfall auf: Die SGK-NR reichte ein
Postulat ein, mit dem die Vergütung von Medikamenten für krebskranke Kinder
untersucht werden sollte. Der zu verfassende Bericht sollte die Voraussetzungen für
eine Übernahme durch die Krankenkassen, Rückerstattungsmöglichkeiten für Kosten
von im Ausland, nicht aber in der Schweiz zugelassenen Medikamenten sowie
Möglichkeiten zur Vermeidung der Ungleichbehandlung durch die verschiedenen
Krankenkassen bei der Kostenübernahme von sogenannten Off-Label-Use-
Medikamenten, also Medikamenten, die nur für Erwachsene zugelassen sind,
untersuchen. Die Problematik sei bei Kindern besonders gross, da aufgrund der
geringen Anzahl Krebsfälle nur wenige spezifische Medikamente auf den Markt gebracht
würden, erklärte die Kommission. Der Bundesrat verwies auf die geplante Evaluation
der Umsetzung der Arzneimittelvergütungen durch das BAG und den entsprechenden
Passus in der KVV. Nach Abschluss dieser Evaluation könne der Bundesrat einen
entsprechenden Bericht ausarbeiten, erklärte er. Stillschweigend nahm der Nationalrat
das Postulat in der Frühjahrssession 2019 an. 21

POSTULAT
DATUM: 14.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Mit dem im März 2018 eingereichten Postulat «Notwendige Kindesschutzmassnahmen
bei Ausländerinnen und Ausländern» verlangte Yvonne Feri (sp, AG) vom Bundesrat, zur
«kantonalen Praxis von Kindesschutzmassnahmen und dem Widerruf von Aufenthalts-
und Niederlassungsbewilligungen gemäss dem Bundesgesetz über die Ausländerinnen
und Ausländer (AuG)» einen Bericht und gegebenenfalls entsprechende
Verbesserungsvorschläge zu erarbeiten.
Gewisse Migrationsämter, so begründete Feri ihr Anliegen, drohen ausländischen
Sozialhilfebezügern «systematisch» mit dem Entzug ihrer Aufenthalts- oder
Niederlassungsbewilligungen, da das AuG vorsieht, dass das Niederlassungsrecht
widerrufen werden kann, sobald man auf Sozialhilfe angewiesen ist. Durch diese
Drohungen könne es vorkommen, dass bewusst auf «sozialhilfeauslösende
Kindesschutzmassnahmen» verzichtet werde, um den «aufenthaltsrechtlichen Status
der Familie nicht zu gefährden». Dies widerspreche aber der Verpflichtung der Schweiz
gegenüber der UN-Kinderrechtskonvention, das Wohl von Kindern in allen Massnahmen
vorrangig zu berücksichtigen. Vom Bundesrat wollte Feri deshalb wissen, wie von den

POSTULAT
DATUM: 05.03.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Kantonen diese «Widerrufspraxis» ausgestaltet sei und wie viele Kinder von diesen
«angedrohten oder vollzogenen Bewilligungsentzügen» betroffen seien.
Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme im Mai 2018 die Ablehnung des
Postulats und verwies auf den Bericht in Erfüllung eines ähnlichen Postulats (Po.
17.3260), worin er bereits die «Auswirkungen von Kindesschutzmassnahmen auf den
Widerruf von ausländerrechtlichen Bewilligungen untersucht» habe. Auch sei die
Koordination zwischen Beteiligten und Behörden in der Vergangenheit bereits
verbessert worden: Die Behörden wurden verpflichtet, zuständigen kantonalen
Migrationsämtern «unaufgefordert den Bezug von Sozialhilfe durch Ausländerinnen und
Ausländer zu melden», wonach auch die betroffenen Personen über «mögliche
ausländerrechtliche Folgen eines Sozialhilfebezugs informiert» werden; durch den
Sozialhilfebezug allein seien zudem nicht zwingend die Voraussetzungen für ein
Widerrufsverfahren erfüllt. Ferner sei mit der Änderung des Ausländergesetzes vom
Dezember 2016 präzisiert worden, welche Massnahmen von Kindes- und
Erwachsenenschutzbehörden (Kesb) den Migrationsbehörden unaufgefordert gemeldet
werden müssen, sodass die Migrationsbehörden ihre Entscheide bestmöglich mit der
Kesb abstimmen können. Die Anzahl tatsächlich betroffener Kinder wurde aber bisher
nicht statistisch erfasst, räumte der Bundesrat ein.
Aufgrund des Fehlens ebendieser Statistik, argumentierte Feri schliesslich im März
2020 im Parlament, könne man nicht sicher sein, dass von den zuständigen Stellen
immer zu Gunsten des Kindeswohls gehandelt werde. Die zuständige Justizministerin
Karin Keller-Sutter entgegnete, dass seit 2019 kantonale Migrationsbehörden vom SEM
angewiesen würden, «Kosten für Kinderschutzmassnahmen gesondert zu betrachten».
Sie erachtete deshalb das Anliegen Feris bereits weitgehend als berücksichtigt und
empfahl das Postulat zur Ablehnung.
Ganzheitlich unterstützt wurde das Postulat von Links-Grün, doch die Fraktionen der
FDP und SVP sowie eine fast geschlossene Mitte hielten erfolgreich dagegen: Mit 84 zu
106 Stimmen bei 0 Enthaltungen wurde das Anliegen vom Nationalrat abgelehnt. 22

Asylpolitik

Mit einem Postulat forderte Nationalrätin Samira Marti (sp, BL) den Bundesrat auf,
zusammen mit dem SKMR einen Bericht über den momentanen Stand des Kindeswohls
im Asyl- und Ausländerrecht in der Schweiz zu verfassen und in diesem auch
potentielle Handlungsmöglichkeiten im Sinne der UNO-Kinderrechtskonvention (KRK) zu
identifizieren. Konkret sollte der Bericht die kindgerechte Ausgestaltung des
Asylverfahrens analysieren und untersuchen, ob das Recht auf familiäres
Zusammenleben und Privatsphäre gewährleistet wird. Des Weiteren solle das
Kindeswohl auch bei Wegweisungen und bei der Unterbringung von Kindern im Detail
evaluiert werden. Der Bundesrat entgegnete in seiner Stellungnahme, dass die
Richtlinien und Grundsätze der UNO-Kinderrechtskonvention bereits systematisch in
der Asylpolitik Anwendung fänden und Einzelfälle sorgfältig auf ihre Rechtmässigkeit
geprüft würden. Die rechtmässige Unterbringung von minderjährigen Asylsuchenden in
Bundesasylzentren werde bereits durch die nationale Kommission zur Verhütung von
Folter (NKFV), unter anderem in der Form von stichprobenartigen Kontrollbesuchen,
gewährleistet. Zudem seien bereits einige Berichte zum Wohlergehen von Kindern und
Jugendlichen im Schweizer Asylwesen in Ausarbeitung, etwa ein Bericht des SKMR zur
Ausbeutung von minderjährigen Asylsuchenden in der Schweiz. Zudem verabschiedete
der Bundesrat 2020 den fünften und sechsten Bericht zur Schweizer Umsetzung der
KRK. Entgegen der Empfehlung des Bundesrats nahm der Nationalrat das Postulat in der
Herbstsession 2022 diskussionslos mit 105 zu 73 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Das
Postulat wurde von der SP-, der Grünen-, der GLP- und der Mitte-Fraktionen
unterstützt, während die SVP- und FDP-Fraktionen dagegen stimmten. 23

POSTULAT
DATUM: 12.09.2022
VIKTORIA KIPFER
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Familienpolitik

En janvier 2015, le député Karl Vogler (pcs, OW) se faisait porte-parole de la CAJ-CN
pour déposer un postulat concernant la garde alternée en cas de divorce. Selon le
conseiller national, la garde alternée doit être encouragée. C'est pour cette raison que
les problèmes juridiques qu'elle peut poser doivent être étudiés soigneusement par le
Conseil fédéral et faire l'objet d'un rapport présentant également des solutions. Les
révisions précédentes du code civil n'ont selon la commission réglé que de manière
partielle les soucis causés par la garde alternée. Le Conseil fédéral a reconnu le besoin
d'une analyse de la mise en œuvre de ces nouvelles réglementations et a appelé à
accepter le postulat. Le Conseil national l'a alors adoubé à l'unanimité lors de la session
de printemps de la même année. 24

POSTULAT
DATUM: 23.01.2015
SOPHIE GUIGNARD

La sénatrice Maury Pasquier avait déposé en 2010 un postulat dont le nom annonce le
programme: Quel revenu pendant les huit semaines d'interdiction de travailler suivant
l'accouchement, en cas du report du droit aux prestations de l'assurance-maternité
suite à l'hospitalisation du nouveau-né? Ce n'est qu'en 2016 que la socialiste a reçu la
réponse à sa question, sous la forme d'un rapport du Conseil fédéral, examinant
également le postulat 10.4125, déposé par la députée Teuscher, portant sur le même
objet.
Dans le rapport, le Conseil fédéral présente deux solutions au report de prestations:
Soit le revenu de la mère durant l'hospitalisation du nouveau-né est assuré par le
régime des allocations perte de gains, ou alors le versement du salaire pourrait être
réglé explicitement à l'art. 324a CO et sa durée déterminée. Comme cette dernière
alternative serait légèrement plus coûteuse et que sa charge reviendrait entièrement à
l'employeur, le Conseil fédéral préfère une modification de la LAPG, qui a l'avantage
d'inclure également les femmes de condition indépendante.

POSTULAT
DATUM: 28.04.2016
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session d'été 2017, le Conseil national a rejeté trois postulats des députées
Schmid-Federer (15.3722), Bertschy (15.3768) et Quadranti (15.3680), demandant tous
une analyse coûts/bénéfices des modèles de congé parental. A chaque fois, la
chambre basse a suivi l'avis du Conseil fédéral. En effet, un rapport du 30 octobre 2013
remplit dans les grandes lignes les requêtes des différentes députées, rendant
dispensable la rédaction d'une nouvelle étude. 25

POSTULAT
DATUM: 07.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Dans les années 1980, plus de 11'000 enfants Sri-Lankais ont été adoptés par des
parents européens. Plusieurs enquêtes ont révélé des soupçons de vol ou de vente de
ces enfants. La députée Ruiz (ps, VD) appelle le Conseil fédéral à faire la lumière sur les
adoptions illégales en Suisse dans les années 1980 d'enfants venant du Sri Lanka. Un
rapport sur la véracité des allégations, les mesures prises par les autorités à l'époque et
les informations détenues par celles-ci permettront de rendre justice aux familles ainsi
que d'éventuellement adapter la pratique actuelle. Le Conseil fédéral a proposé
d'accepter le postulat, qui a été combattu par Yves Nidegger (udc, GE) et est donc
renvoyé. 26

POSTULAT
DATUM: 16.03.2018
SOPHIE GUIGNARD

L'aide au recouvrement des créances d'entretien est une compétence actuellement en
mains communales et cantonales. Or, dans des situations où le débiteur ou la débitrice
se trouve à l'étranger, une aide de la Confédération est possible. En raison de la
complexité des cas internationaux, plusieurs cantons ont demandé à ce qu'ils soient
dès le début confiés à la Confédération. La ratification de la Convention de la Haye par
la Suisse donnerait à la Confédération un outil supplémentaire pour régler ces cas. Le
postulat Vogler: «Protéger les familles et décharger les collectivités publiques»
demande un examen de l'opportunité de ratifier la Convention de la Haye sur les
obligations alimentaires. Il a été accepté sans débat par le Conseil national en juin
2019. 27

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
SOPHIE GUIGNARD
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En juin 2019, le Conseil national a adopté à l'unanimité le postulat Schneider Schüttel
concernant la désignation de curateurs privés pour l'APEA. Le rapport doit déterminer
s'il est judicieux de fixer les principes pour la curatelle dans le Code civil, et, le cas
échéant, définir les critères pour recourir à un curateur ou à une curatrice
professionnelle plutôt que privée. 28

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
SOPHIE GUIGNARD

Mehr als zwei Jahren nach dessen Einreichung stimmte der Nationalrat in der
Herbstsession 2022 über ein Postulat Streiff-Feller (evp, BE) zur Anerkennung der
Systemrelevanz sozialer Einrichtungen in Pandemien ab. Der geforderte Bericht sollte
besonders die Rolle sozialer Einrichtungen in der Covid-19-Pandemie näher beleuchten
und aufzeigen, welche Auswirkungen die Einschränkungen während der Pandemie im
Bereich des Kinderschutzes und bei der Betreuung von Menschen mit Behinderung
hatte. Die Postulantin begründete ihre Forderung damit, dass besonders Alters- und
Pflegeheime in der Pandemie im Fokus geständen hätten, während die Forderungen
der Bewohnerinnen und Bewohner anderer sozialer Einrichtungen von den Behörden
vernachlässigt worden seien. So gelte es aufzuzeigen, inwiefern in Zukunft in ähnlichen
Situationen insbesondere den Bedürfnissen von Kindern und Jugendlichen sowie von
Menschen mit Behinderung in sozialen Einrichtungen Rechnung getragen werden
könne. 
Während der Bundesrat die spezifischen Herausforderungen und Belastungen während
der Covid-19-Pandemie für die Bewohnerinnen und Bewohner und für das Personal
sozialer Einrichtungen anerkannte, verwies er darauf, dass die Aufarbeitung der
Massnahmen in sozialen Institutionen durch die Erfüllung zweier Postulate (Po. 20.3721;
Po. 20.3724) bereits in vollem Gange sei. Des Weiteren habe das BAG im Juli 2021 eine
Analyse der Situation der Bewohnenden sozialer Institutionen veröffentlicht. So
brauche es aus Sicht des Bundesrats keinen weiteren Bericht, da aufgeworfene Fragen
der Postulantin im Rahmen dieser Abklärungen adressiert werden könnten. Im
Nationalrat unterstützten die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, Grünen und
Mitte den Vorstoss, welcher jedoch knapp mit 94 zu 93 Stimmen abgelehnt wurde. 29

POSTULAT
DATUM: 27.09.2022
VIKTORIA KIPFER

Kinder- und Jugendpolitik

Le Conseil des Etats a accepté une motion Schoch (prd, AR) sous la forme d'un postulat
invitant le gouvernement à préparer une révision du code civil abaissant l'âge de la
majorité de 20 à 18 ans. Cela ne signifie pas qu'une personne âgée de 18 ans aurait le
droit de vote, mais qu'elle deviendrait sujet de droits et d'obligations. 30

POSTULAT
DATUM: 02.10.1987
STÉPHANE HOFMANN

Der Umbruch in den Ländern Osteuropas bringt auch den Schweizer Jugendlichen
konkrete Vorteile: Die Durchführung von Jugendprojekten und damit die
Zusammenarbeit zwischen Ost und West werden verstärkt. Das Eidg. Departement für
Auswärtige Angelegenheiten (EDA) stellte erstmals einen Fonds von 1 Mio Franken,
verteilt auf die nächsten drei Jahre, für Jugendprojekte mit osteuropäischen Partnern
zur Verfügung. An der dritten Europäischen Jugendminister-Konferenz in Lissabon
unterstützte die von Bundesrat Cottiangeführte Delegation das Projekt eines zweiten
europäischen Jugendzentrums, das in Osteuropa errichtet werden soll. Wie im
bestehenden Zentrum in Strassburg, das direkt vom Europarat finanziert wird, sollen
dort Jugendleiter aus ganz Europa geschult werden. Neben dieser zentraler
Jugendleiter-Ausbildung existiert auch ein Europäischer Jugendfonds, mit dem
konkrete Projekte, Studien und Seminarien unterstützt werden. In einem überwiesenen
Postulat Hafner (sp, SH) wird der Bundesrat ersucht, den freiwilligen Beitrag des Bundes
an diesen Fonds von 1991 an allmählich auf 100 Prozent des obligatorischen Beitrags zu
erhöhen. 31

POSTULAT
DATUM: 03.02.1990
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat nahm ein von 55 Abgeordneten aus den vier Bundesratsparteien
mitunterzeichnetes Postulat Simon (cvp, VD) an, das den Bundesrat ersuchte, so rasch
als möglich die nötigen Massnahmen zu treffen, damit sich in Genf ein internationales
Zentrum für verschwundene und ausgebeutete Kinder einrichten und seine Tätigkeit
aufnehmen kann. Eine entsprechende Organisation existiert bereits in den Vereinigten
Staaten und möchte nach Europa expandieren. Das Genfer Zentrum soll vor allem eine
Datenbank führen und als Bindeglied zwischen der Öffentlichkeit sowie privaten und
staatlichen Institutionen fungieren. 32

POSTULAT
DATUM: 20.03.1998
MARIANNE BENTELI
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Der Nationalrat nahm ein Postulat Fehr (sp, ZH) an, das den Bundesrat ersucht, in einem
Bericht aufzuzeigen, wie das Pflegekinderwesen in der Schweiz so professionalisiert
werden könnte, dass es den heute international anerkannten Qualitätsanforderungen
entspricht. 33

POSTULAT
DATUM: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat war auch bereit, ein Postulat Leuthard entgegen zu nehmen, das ihn
einlädt, anhand der zu eruierenden Ursachen und Hintergründe der ständig im Steigen
begriffenen Gewalt, Jugendkriminalität und auch der Jugendsuizidrate ein Konzept mit
konkreten Massnahmen auf gesellschaftlicher und politischer Ebene zu erstellen. Dabei
seien schon vorgeschlagene und neue Massnahmen gegeneinander abzuwägen.
Schliesslich sei ein Überblick über die in den letzten Jahren bereits eingeleiteten
Massnahmen auf Stufe Bund, Kantone und Städte/Gemeinden zu geben und deren
Wirksamkeit qualitativ zu bewerten. 34

POSTULAT
DATUM: 03.10.2003
MARIANNE BENTELI

Die grosse Kammer stimmte einem Postulat Hubmann (sp, ZH) zu, das einen Bericht
über die schweizerische Adoptionspraxis fordert. 35

POSTULAT
DATUM: 17.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Einvernehmen mit dem Bundesrat nahm der Nationalrat ein Postulat Vermot-
Mangold (sp, BE) an, welches ihn auffordert, bei den 260 schweizerischen
Zivilstandsämtern die Zahl der Geburtsregistrierungen ausländischer Kinder zu
eruieren, die wegen fehlender Papiere der Eltern problematisch sind. In seiner
Stellungnahme erklärte der Bundesrat, es gebe mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit keine Fälle, in denen Neugeborenen die Aufnahme in die
Zivilstandsregister dauerhaft verweigert werde. Auch sei es möglich, selbst ohne gültige
Ausweispapiere die Ausrichtung von Kinderzulagen zu beantragen. 36

POSTULAT
DATUM: 23.03.2007
MARIANNE BENTELI

Die Forderung von Nationalrätin Menétrey-Savary (gp, VD) nach einer
gesamtschweizerisch einheitlichen und durch den Bund zu koordinierende
Datenerhebung für Gewaltdelikte an Minderjährigen hatte keinen Erfolg. Der
Bundesrat wies auf bereits erfolgte Studien sowie die revidierte polizeiliche
Kriminalstatistik hin, die weit aussagekräftigere Informationen über strafbare
Handlungen gegenüber Minderjährigen liefern wird als dies bisher der Fall war, weshalb
sich seiner Meinung nach eine zusätzliche zentrale Datenbank erübrige. Auf seinen
Antrag wurde die Motion knapp abgelehnt. Überwiesen wurden hingegen ein Postulat
von Nationalrätin Fehr (sp, ZH), die den Bundesrat zu einem Aktionsplan mit konkreten
Massnahmen gegen Gewalt in der Familie aufrief, und ein Postulat Galladé (sp, ZH) für
die Prüfung einer einheitlichen Gesetzgebung für den Kinder- und
Jugendmedienschutz. Angenommen wurde zudem ein 2005 aus der SVP bekämpftes
Postulat der SP-Fraktion, das neben einer raschen Revision des Waffengesetzes
insbesondere durch ein Verbot des Tragens von Gegenständen, die je nach Umständen
auch als Waffe eingesetzt werden können, eine landesweite Kampagne zur Information
der Jugendlichen zu den Ursachen von Gewalt und zum richtigen Verhalten in
gefährlichen Situationen anregte. 37

POSTULAT
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der grossen kinder- und jugendpolitischen Debatte in der Wintersession
des Nationalrats wurde auch ein Postulat Galladé (sp, ZH) behandelt, welches eine
Aufwertung der Anliegen und Vorstösse der Jugendsession anregte. Insbesondere sollte
in einem Bericht die Möglichkeit geprüft werden, nicht nur Petitionen, sondern auch
verbindliche Vorstösse ans Bundesparlament zu richten. Der Bundesrat erklärte dazu,
die in der Jugendsession engagierten Jugendlichen seien zur Zeit aus eigener Initiative
dabei, Funktionsweise und Wirksamkeit der Jugendsession zu überdenken und neue
Ideen zu entwickeln. Die Resultate dieses Prozesses würden als Grundlage dienen,
allfällige Änderungen in der Ausgestaltung der Jugendsession anzugehen. Der Bundesrat
erachte es unter diesen Umständen nicht für angezeigt, selber noch einen Bericht zur
Aufwertung der Anliegen der Jugendsession zu erarbeiten. Verbindliche Aufträge der
Jugendsession habe er allerdings schon in der Vergangenheit abgelehnt. Das Postulat
wurde mit 101 zu 88 Stimmen verworfen; einmal mehr standen sich in dieser
jugendpolitischen Frage das links-grüne Lager und die Fraktionen von FDP und SVP
gegenüber, während die CVP gespalten war. 38

POSTULAT
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI
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Der Nationalrat überwies ein Postulat Fiala (fdp, ZH), welches auf die finanzielle
Gefährdung des telefonischen Jugendberatungsangebots der Pro Juventute hinweist.
Nationalrätin Fiala fordert damit den Bundesrat auf, abzuklären, ob die fehlenden
Gelder durch das Bundesbudget gedeckt werden könnten und inwiefern eine finanzielle
Zusammenarbeit der Organisation mit dem Bund und den Kantonen sinnvoll wäre.
Bekämpft wurde das Anliegen vonseiten der SVP, aus deren Fraktion 54 der insgesamt
60 Gegenstimmen stammten. Das mit diesem Geschäft verwandte, von Schmid-Federer
(cvp, ZH) eingereichte Postulat mit dem Titel „Pro Juventute. Beratung und Hilfe 147“
stand am selben Tag ebenfalls zur Debatte. Es fordert ebenfalls die Prüfung von
zusätzlichen Unterstützungsleistungen durch den Bund für das Beratungsangebot der
betroffenen Organisation. Wie bereits Nationalrätin Fiala rief die Verfasserin des
Postulats den Bundesrat zu einer tripartiten Kooperation auf, um Pro Juventute
langfristig zu fördern. Mit den beinahe identischen Mehrheitsverhältnissen wurde auch
das Postulat Schmid-Federer an den Bundesrat überwiesen. 39

POSTULAT
DATUM: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI

Soucieux du remplacement des autorités de tutelle par les APEA, le groupe socialiste a
chargé le Conseil fédéral de rédiger un rapport dressant un premier état des lieux de
cette nouvelle pratique. La crainte du groupe socialiste est que la transmission de cette
compétence communale en mains cantonales entraine une hausse des coûts. Le
postulat a été accepté à l'unanimité lors de la session d'hiver 2014. 40

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
SOPHIE GUIGNARD

En février 2015, la CSEC-CN a présenté un postulat concernant l'engagement de la
Confédération contre le travail des enfants. Ce dernier serait ainsi chargé de
présenter dans un rapport l'ensemble des mesures prises, tant au niveau de la
coopération avec les organisations internationales, que du rôle des entreprises et de
celui des ambassades et des consulats. Une attention particulière devant être accordée
aux entreprises dont la Confédération est elle-même actionnaire. Suivant l'avis du
Conseil fédéral, la chambre du peuple a accepté le postulat lors de la session
d'automne de la même année. 93 députés étaient en faveur du postulat, 63 étaient
contre et 3 se sont abstenus. Les oppositions venaient principalement des groupes
radical-libéral et UDC. 41

POSTULAT
DATUM: 12.02.2015
SOPHIE GUIGNARD

La nouvelle mouture du droit de la protection de l'enfant et de l'adulte a prolongé le
délai de recours de dix à trente jours dans le cas de mise sous curatelle. La députée
Schenker (ps, BS) y voit un délai peut-être inutile avant l'application effective de la
curatelle, qui pourrait alors se porter à 50 jours. Elle charge alors le Conseil fédéral
d'examiner ce nouveau droit de recours dans le droit de la protection de l'enfant et de
l'adulte, à travers un postulat qui a été accepté à 112 voix contre 74 et 3 abstentions par
le Conseil national lors de la session d'hiver 2015. 42

POSTULAT
DATUM: 14.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

Soucieux d'améliorer l'exécution du nouveau droit de protection de l'enfant et de
l'adulte, le député Vitali (plr, LU) a, par le biais d'un postulat accepté en septembre
2016 par le Conseil national à 133 voix contre 46 avec 7 abstentions, demandé au
Conseil fédéral de rédiger un rapport recensant les bonnes pratiques dans le cadre de
la mise en œuvre du nouveau Code civil (CC). Il souhaite particulièrement que les
aspects concernant la répartition des coûts, des compétences et des prises de
décisions entre les communes et les cantons soient abordés, de même que les raisons
derrière les augmentations des coûts et du nombre de signalements de personnes en
danger aux autorités. 43

POSTULAT
DATUM: 27.09.2016
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national a adopté à l'unanimité et sans débat le postulat Fluri (plr, SO):
Protection de l'enfance. Assurer le flux d'informations, être davantage à l'écoute du
client. Le libéral-radical y demandait au Conseil fédéral de fournir un rapport sur les
modalités permettant aux diverses administrations de bénéficier d'informations
actualisées sur l'autorité parentale et les mesure de protection de l'enfant. En effet, il
existe des cas où l'autorité parentale ne relève pas nécessairement des parents de
l'enfant, et ces situations ne sont pas toujours connues des administrations. Dès lors,
des autorisations ou pièces de légitimation peuvent être transmises aux personnes ne
détenant pas l'autorité parentale, ce qui met en danger les enfants concernés. Le
postulat Fluri rejoint la motion Amherd (pdc, VS) qui demande un registre électronique

POSTULAT
DATUM: 30.09.2016
SOPHIE GUIGNARD
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national pour les conventions parentales. 44

C'est à l'aide d'un postulat que la députée Schmid-Federer (pdc, ZH) entend renforcer
l'encouragement précoce. La conseillère nationale part du constat que les enfants de
familles défavorisées ne sont souvent pas assez aidés sur le plan social, ce qui a pour
conséquence pour plus tard de les rendre parfois dépendants des services sociaux de
l'Etat. Mettre en place dès le début de leur existence des mesures permettant aux
parents de concilier vie familiale et professionnelle ou encore des soutiens au niveau
de la scolarité permettraient de pallier à ces lacunes. Les compétences pour
l'encouragement précoce se trouvant entre les mains des communes et des cantons, il
est selon la démocrate-chrétienne zurichoise nécessaire pour le Conseil fédéral
d'élaborer un rapport dressant le bilan de toutes les mesures prises en ce sens. En la
personne du responsable du département de l'Intérieur Alain Berset, le Conseil fédéral
s'est opposé au postulat. En effet, en 2018 sortira le rapport du Programme national de
prévention et de lutte contre la pauvreté. Ce sera, selon le Conseiller fédéral Berset,
l'occasion d'y inclure les interrogations soulevées par le postulat. Le vote s'est révélé
très serré, puisque le non ne l'a emporté que de 96 voix contre 92, sans abstentions. 45

POSTULAT
DATUM: 02.05.2017
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session d'automne 2019, le Conseil national a adopté à l'unanimité un
postulat Schwander (udc, SZ), qui demandait de prendre la situation des enfants au
sérieux. Le postulat réclame la rédaction d'un rapport qui présenterait les modalités
d'une réglementation donnant à tous les enfants en Suisse les mêmes droits,
indépendamment de l'état civil de leurs parents. Cette demande découle de la situation
actuelle, où les conditions de procédure au Tribunal fédéral sont réglées différemment
selon que les parents de l'enfant sont mariés ou non. 46

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Le Parlement avait accepté en décembre 2019 une augmentation de 4 millions du
budget pour l'encouragement des activités extra-scolaires des enfants et des jeunes,
amenant ce montant à 14 millions annuels. Le sénateur Hegglin (pdc, ZG) a déposé dans
la foulée un postulat demandant un état des lieux des diverses subventions et la
possibilité de les coordonner de manière plus efficiente. 
Le Conseil fédéral a recommandé son adoption, et l'objet a été approuvé sans vote lors
de la session de printemps 2020. 47

POSTULAT
DATUM: 10.03.2020
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national aurait dû adopter tacitement, en septembre 2020, un postulat de
la députée fribourgeoise Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR), qui demandait un
rapport pour étudier les possibilités d'inscrire dans le code civil la protection des
enfants contre la violence dans l'éducation. Le texte, soutenu par le Conseil fédéral, a
été combattu par la députée UDC Monika Rüegger (udc, OW), qui estime que les enfants
sont déjà suffisamment protégés par le droit existant et que la manière d'éduquer ses
enfants ne doit pas être prescrite par une autorité étatique. 
Après le débat devenu nécessaire lors de la session d'hiver, l'UDC est le seul parti à
avoir refusé le postulat, qui a passé la rampe par 46 voix contre 134 et 3 abstentions. 48

POSTULAT
DATUM: 09.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

La socialiste Yvonne Feri avait déposé, en mars 2019, un postulat demandant au Conseil
fédéral d'examiner les modalités d'une récolte de données exhaustives sur les
violences faites aux enfants, afin de mieux les protéger. Ces données devraient être
demandées aux cantons ainsi qu'aux organisations de protection de l'enfance. Le
postulat a été accepté à 6 voix près, l'UDC, le PLR et une partie de membres du groupe
du centre s'opposant au projet. Au final, 95 voix contre 89 et une abstention auront
permis à un éventuel rapport de voir le jour. 49

POSTULAT
DATUM: 14.12.2020
SOPHIE GUIGNARD
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Mitte Juni 2021 wurde das von Nationalrat Benjamin Roduit (mitte, VS) eingereichte
Postulat zur Untersuchung der Auswirkungen von Covid-19 auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen stillschweigend vom Nationalrat angenommen. Das Postulat
beauftragt den Bundesrat, auch Kinder und Jugendliche ins nationale Human-
Biomonitoring-Programm aufzunehmen, um einen tieferen Einblick in deren
Gesundheit zu erlangen und ebendiese mithilfe der neu gewonnenen
wissenschaftlichen Erkenntnisse zu verbessern. Besonders Kinder und Jugendliche
seien von den Auswirkungen der Pandemie betroffen, während jedoch die Datenlage zu
ihrer Gesundheit Lücken aufweise, argumentierte der Postulant. Bereits das im Jahr
2019 angenommene Manifest zur Kinder- und Jugendgesundheit sowie der Nationale
Gesundheitsbericht hätten überdies betont, dass mehr Kenntnisse über die Gesundheit
von Kindern und Jugendlichen mögliche Einsparungen im Gesundheitswesen nach sich
ziehen könnten. Vor diesem Hintergrund erachtete der Postulant das vom Bund
ohnehin schon vorgesehene Human-Biomonitoring-Programm als geeignete Grundlage,
um die Kinder- und Jugendgesundheit langfristig zu untersuchen. Der Bundesrat
betonte, dass es zwar für eine Integration der Kinder und Jugendlichen in die bis Ende
2021 andauernde Pilotphase zu spät sei, er aber ihre Aufnahme für das Jahr 2022
prüfen wolle – auch wenn die unmittelbaren Auswirkungen der Covid-19-Pandemie zu
diesem Zeitpunkt nicht mehr beobachtbar seien. 50

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
VIKTORIA KIPFER

Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) nahm den im Februar 2021 erschienenen
bundesrätlichen Bericht «Politik der frühen Kindheit» zum Anlass für die Einreichung
eines Postulates. Die im Bericht aufgezeigte «sehr zerstückelte Verteilung der
Zuständigkeiten und Tätigkeiten» auf die verschiedensten Akteure habe die Grenzen
und Herausforderungen einer koordinierten Politik der frühen Kindheit aufgezeigt. Eine
nationale Beobachtungsstelle für die frühe Kindheit könnte die Zusammenarbeit
zwischen den verschiedenen Akteuren verbessern und die Entwicklung von geeigneten
Strategien für die verschiedensten Situationen fördern. Der Bundesrat soll daher die
Schaffung einer solchen Stelle prüfen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des
Postulats, wobei er darauf hinwies, dass er im Rahmen seiner Arbeiten zum Bericht
bereits Verbesserungen der Informationsgrundlagen zu Fragen der Kinderbetreuung,
der Gesundheit und der Integration von Kindern im Vorschulalter angekündigt habe.
Eine kontinuierliche und systematische Bestandesaufnahme, wie sie eine nationale
Beobachtungsstelle erstellen könnte, erachte er indes nicht als prioritär. Anders sah
dies der Ständerat; er nahm das Postulat in der Herbstsession 2021 mit 21 zu 15
Stimmen entgegen. 51

POSTULAT
DATUM: 27.09.2021
MARLÈNE GERBER

In der Sommersession 2022 reichte die WBK-NR in Erfüllung einer Petition (Pet.
21.2037) aus der Frauensession 2021 ein Postulat zur Analyse der Standards im Bereich
der schulischen Sexualaufklärung in der Schweiz ein. Der geforderte Bericht sollte in
Zusammenarbeit mit den Kantonen die effektive Umsetzung der Sexualaufklärung in der
Schule untersuchen und beleuchten, inwiefern internationale Standards eingehalten
werden und ob kantonsübergreifende Lehrpläne eine Vereinheitlichung vorangetrieben
haben. Der Bericht solle sich am Expertenbericht zum Postulat Regazzi (mitte, TI; Po.
14.4115) orientieren und kantonale Unterschiede in der Umsetzung der dort
vorgeschlagenen Massnahmen analysieren. Weiterhin bestünden bei der
Sexualaufklärung in der obligatorischen Schule starke Unterschiede zwischen den
Kantonen, argumentierte die Kommissionsmehrheit. Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG)
beantragte das Postulat zur Ablehnung. Der Bundesrat erachtete schulischen
Sexualkundeunterricht zwar als wichtig, lehnte jedoch Empfehlungen durch den Bund
ab, zumal die Kantone für die Primarschule verantwortlich seien. 
In der Herbstsession 2022 begründeten Kommissionssprecherin Sandra Locher
Benguerel (sp, GR) und Kommissionssprecher Philippe Nantermod (fdp, VS) den Antrag
der Kommission und verwiesen dazu unter anderem auf die Wichtigkeit der
Sexualaufklärung. Zudem gebe es bereits Projekte, etwa zu HIV, die vom Bund und nicht
von den Kantonen durchgeführt würden. In der Folge konnte das Postulat auf die
Unterstützung der geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, Grünen und
Grünliberalen zählen. Auch in den Fraktionen der Mitte und der FDP.Liberalen fand der
Vorstoss einen gewissen Rückhalt, während sich die SVP-Fraktion geschlossen dagegen
positionierte. Insgesamt wurde das Postulat mit 101 zu 77 Stimmen bei 2 Enthaltungen
angenommen, nachdem die Abstimmung aufgrund eines erfolgreichen Ordnungsantrags
Cottier (fdp, NE) hatte wiederholt werden müssen. 52

POSTULAT
DATUM: 29.09.2022
VIKTORIA KIPFER
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Le Conseil national a rejeté en bloc un postulat du député Reynard (ps, VS), visant à
encourager la participation politique des jeunes. Parmi les mesures, à explorer,
figuraient le renforcement des cours d'éducation à la citoyenneté, ou encore le droit
de vote dès 16 ans, sur demande ou non. Le Conseil fédéral avait conseillé de refuser
l'objet, estimant qu'un rapport tel que demandé par le socialiste valaisan n'aurait pas
d'intérêt dans la situation actuelle, dans la mesure où d'importantes ressources sont
déjà mises en œuvre par la Confédération pour atteindre les objectifs du postulat. 53

POSTULAT
DATUM: 16.03.2017
SOPHIE GUIGNARD

Die frühkindliche Förderung ist ein komplexes Themenfeld, in welches die WBK-NR
mehr Klarheit bringen möchte. Die Kommission sprach sich daher mehrheitlich dafür
aus, dass der Bundesrat eine Strategie zur Stärkung der frühen Förderung ausarbeiten
soll. Darin soll eine gesamtschweizerische Übersicht erstellt, Defizite benannt und
aufgezeigt werden, wie sie behoben werden können, um schliesslich die geforderte
Strategie zu entwickeln, welche die Situation der frühkindlichen Förderung in der
Schweiz verbessern kann. Zudem sollen die Verantwortlichkeiten (Bund, Kantone,
Gemeinden, Private) geklärt werden und eventuell nötige gesetzliche Anpassungen
aufgezeigt werden. 
Während der Sommersession 2019 sprach sich in der nationalrätlichen Debatte
namentlich die SVP gegen das Postulat aus. Nadja Pieren (svp, BE) monierte, dass die
Kompetenzen im Bereich der frühkindlichen Förderung nicht beim Bund, sondern bei
den Familien, Gemeinden und Kantonen liege und es daher nicht Aufgabe des Staates
sei, hier aktiv zu werden. Verena Herzog (svp, TG) warf zudem die Frage der Kosten für
die Ausarbeitung dieser Strategie auf.
Die Abstimmung fiel mit 87 zu 85 Stimmen sehr knapp aus; trotz der Vorbehalte der SVP
und der FDP, die geschlossen, respektive nahezu geschlossen, gegen die Annahme
stimmten, wurde das Postulat angenommen. 54

POSTULAT
DATUM: 05.06.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WBK-NR forderte im Juni 2022 eine Analyse der Standards im Bereich der
schulischen Sexualaufklärung und gab damit der Petition 21.2037 der Frauensession,
die Zugang zu ganzheitlicher und professioneller sexueller Bildung für alle gefordert
hatte, Folge. Der Bundesrat solle in Zusammenarbeit mit den Kantonen einen Bericht
erarbeiten, in welchem dargelegt wird, wie die Sexualaufklärung in den Schweizer
Schulen in der Praxis vonstattengeht und welche Massnahmen unternommen werden,
um die Qualität des Unterrichts zu sichern. Der Bericht solle dabei unter anderem
analysieren, welche finanziellen Mittel und welches pädagogische Material in den
Schulen zur Verfügung steht und ob sich Letzteres auch dazu eignet, die Problematik
der sexuellen Gewalt zu diskutieren, ob der Lehrplan21 zu einer Harmonisierung der
Sexualaufklärung in den deutschsprachigen Schulen geführt hat und welche Rolle
ausserschulische Leistungserbringende bei der Sexualaufklärung einnehmen. Die
Kommission begründete ihr Postulat damit, dass eine ganzheitliche Sexualaufklärung
zur Gesundheitsförderung, zur Prävention von sexuell übertragbaren Infektionen und
zur Vermeidung ungewollter Schwangerschaften beitrage. Ausserdem werde dadurch
Sexismus und sexueller Gewalt vorgebeugt. Die Sexualaufklärung leiste folglich einen
wichtigen Beitrag zur Umsetzung der Istanbul-Konvention. Der Bundesrat solle den
Expertenbericht zum Postulat Regazzi (mitte, TI; Po. 14.4115) als Ausgangslage nehmen,
da dort bereits wichtige Vorarbeit geleistet worden sei. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats, da er im Bereich der
obligatorischen Schule nicht über die erforderlichen Kompetenzen verfüge.
Der Vorstoss gelangte in der Herbstsession 2022 in die grosse Kammer. Dem Nationalrat
lag dabei zwar kein Minderheitsantrag aus der Kommission, jedoch ein Einzelantrag
Aeschi (svp, ZG) auf Ablehnung der Motion vor. Nachdem im Plenum keine neuen
Argumente vorgebracht worden waren und Thomas Aeschi auf ein Votum verzichtet
hatte, wurde der Vorstoss mit 101 zu 77 Stimmen bei 2 Enthaltungen angenommen. Die
Gegenstimmen stammten von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion sowie von
Mitgliedern der Mitte- und der FDP.Liberalen-Fraktionen. 55

POSTULAT
DATUM: 29.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Berufsbildung

Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH) reichte im März 2021 ein Postulat betreffend den
Zeitpunkt der Lehrstellenausschreibung und Lehrstellenvergabe ein. Er forderte einen
Bericht, in welchem die Auswirkungen dieses Zeitpunkts auf die berufliche Zukunft der
Jugendlichen analysiert wird. Jositsch kritisierte, dass einige Firmen dazu
übergegangen seien, ihre Lehrstellen bis zu 1.5 Jahre vor Antrittsbeginn
auszuschreiben. Dies habe für die betroffenen Jugendlichen, für die Lehrbetriebe, aber
auch für die ganze Volkswirtschaft negative Folgen. Die Jugendlichen stünden dadurch
mit 14 oder 15 Jahren bereits unter einem grossen Druck und hätten kaum Zeit für eine
seriöse Auseinandersetzung mit der Berufswahl. Den Betrieben wiederum fehle
dadurch die Zeit, um in einem gezielten Selektionsverfahren die geeigneten
Jugendlichen zu finden. Dies führe auch zu mehr Lehrabbrüchen, welche die gesamte
Wirtschaft negativ treffen würden.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulates. Es sei auch den
Verbundpartnern der Berufsbildung ein grosses Anliegen, dass die Jugendlichen eine
geeignete Lehrstelle finden. Beim Entscheid der Schweizerischen Berufsbildungsämter-
Konferenz, wonach Lehrstellen schon rund 1.5 Jahre vor Antrittsbeginn publiziert
werden können, sei es aber vor allem darum gegangen, den Mädchen und Jungen sowie
ihren Eltern einen Ausblick zu bieten, «welche Betriebe im Sommer des
darauffolgenden Jahres Lehrstellen anbieten». Ausserdem sei die Tripartite
Berufsbildungskonferenz daran, ein «Commitment Lehrstellen» zu erarbeiten, damit
die Berufswahlvorbereitung für die Jungendlichen nach einem sinnvollen Zeitplan
vonstattengehen kann. Daher brauche es keine weiteren Massnahmen in diesem
Bereich, schloss der Bundesrat.
Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2021 mit dem Vorstoss. Nachdem
Daniel Jositsch und Bildungsminister Parmelin ihre Argumente wiederholt hatten, nahm
die kleine Kammer den Vorstoss sehr knapp, mit 20 zu 19 Stimmen, bei einer
Enthaltung, an. 56

POSTULAT
DATUM: 03.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im November 2021 veröffentlichte die TBBK ihre «Grundsätze zu Berufswahlprozess
und Lehrstellenbesetzung». Der Bundesrat erachtete damit ein Postulat von Daniel
Jositsch (sp, ZH) zur Fairness bei der Lehrstellenausschreibung und
Lehrstellenvergabe als erfüllt und beantragte dessen Abschreibung. Der Ständerat kam
diesem Wunsch in der Sommersession 2022 nach. 57

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Mit einem Postulat forderte SP-Nationalrätin Laurence Rielle Fehlmann (sp, GE) im Juni
2021 den Bundesrat dazu auf, zu überprüfen, ob die Möglichkeit zu einem Verbot der
Datenbeschaffung bei gekauften Videospielen bestehe, insbesondere wenn diese von
Kindern benutzt würden. So würden die Benutzerinnen und Benutzer zu Beginn eines
Spiels nach verschiedenen Informationen, wie geographischen Angaben, Daten zu ihrer
Identifikation und teils gar nach biometrischen Daten, gefragt. Diese Informationen
würden dann in Japan oder in den Vereinigten Staaten gespeichert und könnten, sobald
sie diese Server einmal erreicht hätten, nicht mehr einfach so gelöscht werden, selbst
wenn die Einwilligung zur Nutzung ihrer Daten von den Benutzenden zu einem späteren
Zeitpunkt entzogen würde. Der Bundesrat hatte das Postulat zur Ablehnung empfohlen,
da der Weg über ein generelles Verbot nicht zielführend sei. Vielmehr sei es zentral, die
Daten der Kinder «unter Berücksichtigung ihrer besonderen Bedürfnisse zu bearbeiten
und sie angemessen darüber aufzuklären». Dies sei bereits mit der Stärkung des
Datenschutzrechts, welches im September 2020 vom Parlament verabschiedet worden
war, geschehen. Zusätzlich sei unter anderem das BSV seit 2011 dabei, Eltern, Lehr- und
Betreuungspersonen über die Plattform «Jugend und Medien» über die Gefahren und
Chancen des Internets aufzuklären. 
Auf Grund neuer Entwicklungen zog Rielle Fehlmann ihr Postulat wieder zurück, wie
sie in der Sondersession 2023 bekannt gab. So wurde seither etwa im neuen
Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele (JSFVG)
geregelt, dass Daten von Minderjährigen nur zur Alterskontrolle benutzt werden dürfen.
Zudem wurde ein Postulat «zum Schutz vor Zusatzfunktionen in Videospielen» im
Nationalrat gutgeheissen, womit der Bundesrat beauftragt wurde, Mikrotransaktionen,
die Spielende zu weiteren In-App Käufen bewegen sollen, sowie deren Suchtpotenzial,
besser zu beleuchten. 58
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